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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Maximilian Deisenhofer, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Os-
gyan, Gisela Sengl, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, Anna Toman, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Regelungen zu Schulwegkostenfreiheit reformieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf vorzulegen, damit die Re-
gelungen zur Schulwegkostenfreiheit so verändert werden können, dass 

─ künftig die sogenannten fiktiven Kosten vom Staat erstattet werden, in den Fällen, 
in denen sich Eltern aus guten Gründen für eine andere Schule entscheiden als für 
die räumlich gesehen nächstgelegene Schule. Der fiktive Kostenanteil entspricht 
den Kosten, die zustande gekommen wären, wenn die nächstgelegene Schule ge-
wählt worden wäre und ist dann geltend zu machen, wenn die Schülerin bzw. der 
Schüler mit einem Schulbus oder dem ÖPNV zur Schule gelangt; 

─ die Schulwegkosten bis zum Abschluss der 13. Jahrgangsstufe übernommen wer-
den, so dass alle Schülerinnen und Schüler, die ihre Schullaufbahn nach der 
10. Jahrgangsstufe fortsetzen, bis zu ihrem Abschluss von den Schulwegkosten be-
freit werden können; 

─ im Hinblick auf die Erstattung der Schulwegkosten künftig auch die Schulen beson-
derer Art (im Sinne des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen – BayEUG) in die neu zu fassenden Regelungen mit aufgenommen 
werden. 

 

 

Begründung: 

Die Regelungen betreffend Schulwegkostenfreiheit sind in Bayern nicht zufriedenstel-
lend. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzt sich dafür ein, dass die bisherigen 
Regelungen in drei wesentlichen Bereichen weiterentwickelt werden: 

Grundsätzlich können sich Eltern im Bereich der weiterführenden Schulen – je nach 
Eignung – entscheiden, auf welche Schule ihr Kind geht. Die Kostenfreiheit des Schul-
wegs für Schülerinnen und Schüler steht dem allerdings entgegen, weil nur die Kosten 
zur nächstgelegenen Schule getragen werden. In manchen Fällen entscheiden sich El-
tern und Schülerinnen und Schüler aber aus guten Gründen für eine Schule, die räum-
lich gesehen weiter weg ist. Wir wollen, dass die Kosten zumindest in der Höhe erstattet 
werden, die ein Besuch der nächstgelegenen Schule verursacht hätte. 

Die Kosten werden in der Regel nur längstens bis zum Abschluss der 10. Jahrgangs-
stufe durch den Aufgabenträger übernommen. Wir setzen uns dafür ein, dass alle Ju-
gendlichen im Flächenland Bayern ihre (Schul-)Ausbildung abschließen können, ohne 
dass ihnen Fahrtkosten entstehen. Dafür ist es nötig, dass fortan die Fahrtkosten bis 
zur 13. Jahrgangsstufe übernommen werden. 

Bayern hat einige wenige Schulen besonderer Art. Wir wollen, dass auch den Schüle-
rinnen und Schülern, die eine solche Schule besuchen, die Schulwegkosten erstattet 
werden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Maximilian Deisenhofer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/457 

Regelungen zu Schulwegkostenfreiheit reformieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Maximilian Deisenhofer 
Mitberichterstatterin: Eva Gottstein 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 5. Sitzung am  
14. März 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
18. Sitzung am 3. April 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Markus Bayerbach 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Maximilian Dei-
senhofer, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Gisela Sengl, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, 
Anna Toman, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Drs. 18/457, 18/1704 

Regelungen zu Schulwegkostenfreiheit reformieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 3 der Liste. Es ist dies der Antrag 

der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn, Margit Wild und anderer (SPD) be­

treffend "Die Fruchtbarkeit unserer Böden erhalten und effektiven Klimaschutz ge­

währleisten – Für eine bayerische Humusstrategie" auf Drucksache 18/204. Der Aufruf 

dieses Antrags erfolgt dann in einer der nächsten Sitzungen. Hinsichtlich der jeweili­

gen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf 

die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Auch da sehe ich alle Fraktionen: AfD, FDP, 

CSU, FREIE WÄHLER, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Zustimmung auch der bei­

den fraktionslosen Abgeordneten.
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